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FAQs zu steuerlichen Maßnahmen 
(Stand 27. März 2020) 

Welche steuerlichen Entlastungen können die Unternehmen erwar-

ten? 

Das Bundeswirtschaftsministerium und das Bundesfinanzministerium ha-

ben am 13. März 2020 ein Maßnahmenpaket zur Abfederung der wirtschaft-

lichen Auswirkungen des Corona-Virus vorgelegt. Neben dem erleichterten 

Zugang zu Kurzarbeitergeld (siehe eigenes Merkblatt) und den oben ge-

nannten Kreditprogrammen bilden steuerliche Liquiditätshilfen für Unter-

nehmen eine der Säulen des Maßnahmenpakets: 

Erleichterte Gewährung von Steuerstundungen 

Die Finanzbehörden können Unternehmen von nun an in größerem Umfang 

Stundungen von Steuerzahlungen gewähren, wenn der Steuereinzug für 

das Unternehmen eine besondere Härte bedeuten und schlimmstenfalls 

seine Existenz bedrohen würde. Die Finanzämter sind dazu angewiesen, 

hinsichtlich der Gewährung von Steuerstundungen keine strengen Anforde-

rungen zu stellen. Ein wesentliches Instrument ist dabei das Verschieben 

des Zeitpunktes der Steuerzahlung, umso mehr Liquidität bei den Unterneh-

men zu erhalten. 

- Bundesministerium der Finanzen vom 19.03.2020: 

„Die nachweislich unmittelbar und nicht unerheblich betroffenen Steuer-

pflichtigen können bis zum 31. Dezember 2020 unter Darlegung ihrer Ver-

hältnisse Anträge auf Stundung der bis zu diesem Zeitpunkt bereits fälligen 

oder fällig werdenden Steuern, die von den Landesfinanzbehörden im Auf-

trag des Bundes verwaltet werden, sowie Anträge auf Anpassung der Vo-

rauszahlungen auf die Einkommen- und Körperschaftsteuer stellen. Diese 

Anträge sind nicht deshalb abzulehnen, weil die Steuerpflichtigen die ent-

standenen Schäden wertmäßig nicht im Einzelnen nachweisen können.“ 

Anmerkung: zu den Steuern, die im Auftrag des Bundes verwaltet werden, 

gehören u.a. die Einkommensteuer, die Umsatzsteuer und die Körper-

schaftssteuer 
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Umsatzsteuer (Sondervorauszahlungen):  
 
Viele Unternehmen zahlen bei der Umsatzsteuer eine sog. Sondervoraus-

zahlung, damit sie die monatliche Umsatzsteuer jeweils einen Monat später 

zahlen dürfen. In der Corona-Krise setzen die Finanzämter einiger Bundes-

länder auf Antrag der Unternehmen die in 2020 gezahlte Sondervorauszah-

lung auf ‚Null‘ herab. Anschließend erhalten die Unternehmen die bereits 

gezahlte Steuervorauszahlung erstattet, sofern sie nicht mit anderen Zahl-

lasten zu verrechnen ist. 

Bekannt ist diese Möglichkeit in folgenden Bundesländern: 

Baden-Württemberg, Bayern Hessen, Nordrhein-Westfalen und Sachsen.  

Die konkreten Regelungen sind je nach Bundesland verschieden. Teilweise 

wird die Sondervorauszahlung nicht erstattet, sondern mit Zahllasten ver-

rechnet. 

Leichtere Anpassung der Steuervorauszahlung 

Die Finanzbehörden sind dazu angewiesen steuerpflichtigen Unternehmen 

die Anpassung ihrer Steuervorauszahlung zu vereinfachen, wenn absehbar 

ist, dass Umsatz bzw. Gewinn durch die Corona-Krise im laufenden Jahr  

geringer ausfallen werden als bislang angenommen. 

- Aktueller Erlass der obersten Finanzbehörden der Länder zur Fest-

setzung des Gewerbesteuermessbetrages für Zwecke der Vorauszah-

lungen vom 19.03.2020: 

„Nach § 19 Abs. 3 Satz 3 GewStG kann auch das Finanzamt bei Kenntnis 

veränderter Verhältnisse hinsichtlich des Gewerbeertrags für den laufenden 

Erhebungszeitraum die Anpassung der Gewerbesteuer-Vorauszahlungen 

veranlassen. Das gilt insbesondere für die Fälle, in denen das Finanzamt 

Einkommensteuer- und Körperschaftsteuervorauszahlungen anpasst (R 

19.2 Abs. 1 Satz 5 GewStR). Vor diesem Hintergrund können nachweislich 

unmittelbar und nicht unerheblich betroffene Steuerpflichtige bis zum 31. 

Dezember 2020 unter Darlegung ihrer Verhältnisse Anträge auf Herabset-

zung des Gewerbesteuermessbetrages für Zwecke der Vorauszahlungen 

stellen. Diese Anträge sind nicht deshalb abzulehnen, weil die Steuerpflich-

tigen die entstandenen Schäden wertmäßig nicht im Einzelnen nachweisen 

können.“ 

Verzicht auf Vollstreckungsmaßnahmen und Säumniszuschläge 

Sollte Ihr Unternehmen unmittelbar vom Corona-Virus betroffen sein, ver-

zichten die Finanzbehörden bis zum 31. Dezember 2020 auf 
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Vollstreckungsmaßnahmen wie beispielsweise Kontopfändungen oder 

Säumniszuschläge. Dadurch soll vermieden werden, dass Unternehmen 

durch kurzfristig nicht leistbaren Steuereinzug zusätzlich Liquidität entzo-

gen wird, die zum Überleben des Betriebs in der Krise notwendig ist. 

Steuerentgegenkommen 

Zusätzlich zu den oben genannten Maßnahmen ist die Generalzolldirektion 

bei Steuern für die die Zollverwaltung unmittelbar zuständig ist (z.B. Ener-

giesteuer oder Luftverkehrssteuer), angewiesen, den steuerpflichtigen Un-

ternehmen im Sinne der Liquiditätssicherung entgegenzukommen. Glei-

ches gilt für Steuern, wie etwa Versicherungs- oder Umsatzsteuer, die der 

Zuständigkeit des Bundeszentralamtes unterliegen.  

Passgenaue Informationen für Ihr Unternehmen bietet Ihr jeweils zuständi-

ges Finanzamt. Es wird empfohlen, sich frühzeitig mit diesem in Verbindung 

zu setzen. Bitte beachten Sie dabei, dass einige Bundesländer ihre Finanz-

ämter für den Besucherverkehr vorerst geschlossen haben. Versuchen Sie 

daher bitte Ihr Finanzamt möglichst telefonisch oder auf digitalem Wege zu 

kontaktieren. 

Rechtlicher Hinweis: Trotz sorgfältiger inhaltlicher Kontrolle übernehmen 

wir keine Haftung für die Richtigkeit, Vollständigkeit und Aktualität der Fra-

gen und Antworten. Sie sollen gastgewerblichen Betrieben als eine erste 

Hilfestellung dienen. Die Antworten auf die Fragen stellen jedoch keine 

Rechtsberatung dar und vermögen eine Rechtsberatung durch den 

DEHOGA Landesverband oder einen Rechtsanwalt im Einzelfall auch nicht 

zu ersetzen.  


